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Ergebnisse des Telekommunikationsmodernisierungsgesetzes 
Zusammenstellung wichtiger kommunaler Themen  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
das Gesetz vom 23. Juni 2021 zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den euro-
päischen Kodex für die elektronische Kommunikation (Neufassung) und zur Mo-
dernisierung des Telekommunikationsrechts (Telekommunikationsmodernisie-
rungsgesetz) wurde verkündet im Bundesgesetzblatt Jahrgang 2021 Teil I Nr. 35, 
ausgegeben zu Bonn am 28. Juni 2021 (Anlage). Das Inkrafttreten der Neurege-
lungen erfolgt im Wesentlichen am 01. Dezember 2021. 
 
Damit findet ein großes Reformprojekt im Telekommunikationsrecht seinen ge-
setzgeberischen Abschluss. Einige Aspekte, die nicht zuletzt auch die Gemeinden 
betreffen, werden in den kommenden Monaten noch durch Rechtsverordnungen 
des Bundes weiter geregelt und konkretisiert werden. Entscheidend wird zudem 
sein, wie die Bundesnetzagentur die (Neu-)Regelungen interpretiert und anwen-
det. 
 
Angefügt übermitteln wir Ihnen eine, nicht abschließende, Zusammenstellung der 
gesetzlichen (Neu-)Regelungen mit Blick auf Relevanz für die Kommunen, zusam-
men mit kurzen Anmerkungen dazu. Hervorhebungen in den angeführten Geset-
zestexten des TKG neu sind vom Autor. 
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1. Datenlieferungsverpflichtungen der Kommunen im Kontext des Infra-
strukturausbaus 
 

Kurze Anmerkungen 

- Die Datenlieferungspflicht der Kommunen besteht und läuft bereits unter dem 
bisherigem TKG. 

- Die neue TKG-Regelung zielt vor allem auf kommunale Daten zu neuen/zu er-
richtenden Mobilfunkstandorten, auf kommunalen Liegenschaften. 

- Viele Fragen der Praxisrelevanz stellen sich unseres Erachtens in diesem Zu-
sammenhang, deren Klärung und Beantwortung wir in der praktischen Umset-
zung der Gesetzesregelung verfolgen werden: Sollen Gemeinden potentielle 
neue Standorte „wahllos“ benennen oder nach welchen Prioritätskriterien? Was 
ist ein „geeigneter“ Standort für eine Mobilfunkanlage, v.a. bei gemeindeeige-
nen Liegenschaften? Ob und welche Prüfpflichten sollen den Gemeinden dazu 
obliegen? 

- Verfassungsrechtliche Frage: Kann den Gemeinden überhaupt eine neue Prüf- 
und Beurteilungsaufgabe durch Bundesgesetz übertragen werden? Es besteht 
ein verfassungsrechtliches Verbot des Aufgabendurchgriffs vom Bund auf die 
Gemeinden. 

- Gerade diese Frage wird mit Blick auf die zu erwartenden Rechtsverordnung 
nach § 86 TKG neu von uns eng begleitet: „… in welcher Form, in welchem 

technischen Format und in welchem Detailgrad, beispielsweise hinsichtlich 

Lage und technischer Gegebenheiten, die Informationen im Sinne des § 78 Ab-

satz 1 der zentralen Informationsstelle des Bundes bereitzustellen sind.“ 

- Positiv ist nicht zuletzt anzumerken, dass die Kommunen Informations- und Ein-
sichtsrechte erhalten, vgl. v.a. § 79 Abs. 4TKG neu. 

 

§ 79 TKG  (entspricht teilweise § 77a und b TKG alt) 

Informationen über Infrastruktur 

(1) Informationen über Infrastruktur umfassen 

1. eine gebietsbezogene, Planungszwecken dienende Übersicht über Einrichtun-
gen, die zu Telekommunikationszwecken genutzt werden können, nach den Ab-
sätzen 2 bis 4, 

2. detaillierte Informationen nach § 136 Absatz 3 für die Mitnutzung passiver Net-
zinfrastrukturen öffentlicher Versorgungsnetze gemäß den §§ 138 bis 141, soweit 
diese Informationen der zentralen Informationsstelle des Bundes gemäß § 136 Ab-
satz 5 für diese Zwecke zur Verfügung gestellt wurden, und 3. detaillierte Informa-
tionen nach § 153 Absatz 3 für die Mitnutzung sonstiger physischer Infrastrukturen 
zur Errichtung oder Anbindung drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite 
gemäß § 152, soweit diese Informationen der zentralen Informationsstelle des 
Bundes gemäß § 153 Absatz 5 für diese Zwecke zur Verfügung gestellt wurden. 

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes verlangt von Eigentümern oder Be-
treibern öffentlicher Versorgungsnetze, die über Einrichtungen verfügen, die zu 
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Telekommunikationszwecken genutzt werden können, diejenigen Informationen, 
die für die Zwecke nach Absatz 1 Nummer 1 über Art, gegenwärtige Nutzung so-
wie tatsächliche Verfügbarkeit und geografische Lage des Standortes und der Lei-
tungswege dieser Einrichtungen erforderlich sind. Die zentrale Informationsstelle 
des Bundes verlangt von Eigentümern oder Betreibern sonstiger physischer Infra-
strukturen, die für die Errichtung und Anbindung drahtloser Zugangspunkte mit ge-
ringer Reichweite geeignet sind, diejenigen Informationen, die für die Zwecke nach 
Absatz 1 Nummer 1 über Art, gegenwärtige Nutzung sowie tatsächliche Verfüg-
barkeit und geografische Lage des Standortes und der Leitungswege dieser sons-
tigen physischen Infrastrukturen erforderlich sind. Zu den Einrichtungen gemäß 
Satz 1 zählen insbesondere alle passiven Netzinfrastrukturen und sonstige physi-
sche Infrastrukturen. 

(3) Die zentrale Informationsstelle des Bundes nimmt nach Absatz 2 erhaltene In-
formationen nicht in die Übersicht nach Absatz 1 Nummer 1 auf, soweit konkrete 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

1. eine Einsichtnahme nach Absatz 4 die Sicherheit und Integrität der Einrichtung 
oder der sonstigen physischen Infrastruktur oder die öffentliche Sicherheit oder die 
öffentliche Gesundheit gefährdet, 

2. eine Einsichtnahme nach Absatz 4 die Vertraulichkeit gemäß § 148 verletzt, 

3. Teile einer Infrastruktur betroffen sind, die durch Gesetz oder aufgrund eines 
Gesetzes als Kritische Infrastrukturen bestimmt worden und nachweislich beson-
ders schutzbedürftig und für die Funktionsfähigkeit der Kritischen Infrastruktur 
maßgeblich sind, oder 

4. Teile öffentlicher Versorgungsnetze oder sonstiger physischer Infrastrukturen 
betroffen sind, die durch den Bund zur Verwirklichung einer sicheren Behörden-
kommunikation genutzt werden. In diesen Fällen sind für die jeweiligen Gebiete, in 
denen sich die Einrichtungen oder sonstigen physischen Infrastrukturen befinden, 
Informationen im Sinne von § 136 Absatz 3 Nummer 3 und § 153 Absatz 3 Num-
mer 3 aufzunehmen. 

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes gewährt den am Ausbau von öf-
fentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten nach Maßgabe der Einsichtnahmebedin-
gungen nach Absatz 5 Einsicht in die Übersicht nach Absatz 1, soweit mit dem 
Ausbauvorhaben Einrichtungen geschaffen werden sollen, die zu Telekommunika-
tionszwecken genutzt werden können. Zu den am Ausbau von öffentlichen Versor-
gungsnetzen Beteiligten gehören insbesondere 

1. Gebietskörperschaften, 

2. Eigentümer und Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze, 

3. die Auftragnehmer von Gebietskörperschaften oder Eigentümern und Betrei-
bern öffentlicher Versorgungsnetze. 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur sowie Gebietskörper-
schaften haben für allgemeine Planungs- und Förderzwecke sowie zur Erfüllung 
von Aufgaben nach diesem Gesetz das Recht auf: 
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1. Einsichtnahme in die Übersicht nach Absatz 1 nach Maßgabe der Einsichtnah-
mebedingungen nach Absatz 5, 

und 

2. Verwendung der eingesehenen Informationen zu den vorgenannten Zwecken. 

(5) Die zentrale Informationsstelle des Bundes regelt die Einzelheiten der Einsicht-
nahme in Einsichtnahmebedingungen. Diese haben insbesondere der Sensitivität 
der erfassten Daten und dem zu erwartenden Verwaltungsaufwand Rechnung zu 
tragen. Die Einsichtnahmeberechtigten haben die Vertraulichkeit nach § 148 zu 
wahren. 

 

§ 83 TKG neu  (entspricht teilweise § 77a und b TKG alt) 

Informationen über Liegenschaften 

(1) Informationen über Liegenschaften sind Informationen über solche für die Zwe-
cke des Mobilfunknetzausbaus geeignete Liegenschaften, Grundstücke, Infra-
strukturen und sonstige physische Infrastrukturen, deren Eigentümer der Bund, ein 
Land oder eine Kommune ist. 

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes verlangt von den in Absatz 1 ge-
nannten Eigentümern diejenigen Informationen, die für die Bereitstellung der Infor-
mationen über Liegenschaften nach § 78 Absatz 1 Nummer 5 für das Datenportal 
nach § 78 Absatz 1 erforderlich sind. § 79 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(3) Das von der zentralen Informationsstelle des Bundes gemäß § 78 Absatz 1 ge-
führte Datenportal ermöglicht die Einsicht in die Informationen über Liegenschaf-
ten im Sinne des Absatzes 1 nach Maßgabe von Einsichtnahmebedingungen, die 
die zentrale Informationsstelle des Bundes vorhält. Werden die Aufgaben der zent-
ralen Informationsstelle des Bundes nicht unmittelbar durch das Bundesministe-
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur wahrgenommen, so bedürfen die Ein-
sichtnahmebedingungen der Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr 
und digitale Infrastruktur. 

 

§ 84 TKG neu (zuvor teilweise angesprochen in § 77 q TKG alt) 

Gebiete mit Ausbaudefizit 

(1) Für allgemeine Planungs- und Förderzwecke kann die zentrale Informations-
stelle des Bundes geographisch eindeutig abgegrenzte Gebiete ausweisen, für die 
aufgrund der gemäß den §§ 80 und 81 erfassten Informationen festgestellt wird, 
dass während des Zeitraums, den die Informationen über künftigen Netzausbau 
abdecken, 

1. kein Unternehmen und keine öffentliche Stelle ein Netz mit sehr hoher Kapazität 
ausbaut oder auszubauen plant und 
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2. keine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung des Telekommunikations-
netzes mit dem Ziel höherer Download-Geschwindigkeiten geplant ist. Die zentrale 
Informationsstelle des Bundes veröffentlicht, welche Gebiete sie gemäß Satz 1 
ausgewiesen hat.  

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann Unternehmen und öffentliche 
Stellen ersuchen, ihre Absicht zu bekunden, während des betreffenden Zeitraums 
der Vorausschau Netze mit sehr hoher Kapazität innerhalb des gemäß Absatz 1 
Satz 1 ausgewiesenen Gebietes auszubauen. Bekundet ein Unternehmen oder 
eine öffentliche Stelle daraufhin die Absicht im Sinne des Satzes 1, kann die zent-
rale Informationsstelle des Bundes andere Unternehmen und öffentliche Stellen 
auffordern, deren etwaige Absicht zu bekunden, 

1. in diesem Gebiet Netze mit sehr hoher Kapazität aufzubauen oder 

2. eine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung ihres Telekommunikations-
netzes mit dem Ziel höherer Download-Geschwindigkeiten vorzunehmen. 

Die zentrale Informationsstelle des Bundes gibt an, welche Informationen in der 
Absichtsbekundung enthalten sein müssen, damit sie mindestens den Anforderun-
gen des § 80 Absatz 2 Satz 2 entspricht. Die zentrale Informationsstelle des Bun-
des teilt allen Unternehmen oder öffentlichen Stellen auf Anfrage mit, ob das aus-
gewiesene Gebiet nach den gemäß den §§ 80 und 81 erhobenen Informationen 
von einem Netz der nächsten Generation unter Nennung der Größenordnung der 
jeweiligen Download-Geschwindigkeiten versorgt wird oder wahrscheinlich ver-
sorgt werden wird, soweit diese Informationen der zentralen Informationsstelle des 
Bundes vorliegen. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 2 werden nach einem effizienten, objektiven, trans-
parenten und diskriminierungsfreien Verfahren durchgeführt, von dem kein Unter-
nehmen von vornherein ausgeschlossen ist. 

 

§ 86 TKG neu  (entspricht teilweise § 77o und r TKG alt) 

Verordnungsermächtigung 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen, in welcher 
Form, in welchem technischen Format und in welchem Detailgrad, beispielsweise 
hinsichtlich Lage und technischer Gegebenheiten, die Informationen im Sinne des 
§ 78 Absatz 1 der zentralen Informationsstelle des Bundes bereitzustellen sind. 

 

2. Regelungen zum Lokalen Roaming 
 

Kurze Anmerkungen 

- Das lokale Roaming gilt als Auffanglösung für den Mobilfunk in entlegenen 
Ortslagen. 
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- Unter den gesetzlichen Bestimmungen des § 106 TKG neu kann der Betreiber 
eines öffentlichen Mobilfunknetzes dazu verpflichtet werden, in einem räumlich 
umgrenzten Gebiet die Mitnutzung passiver Infrastrukturen oder, soweit dies 
nicht ausreicht, Roaming zu ermöglichen (lokales Roaming). 

- Die Telekommunikationsunternehmen haben bereits für sehr viele betroffene 
Standorte sog. Mitnutzungsvereinbarungen geschlossen. Die Deutsche Tele-
kom kommuniziert dazu: Alle Netzbetreiber haben bilaterale Vereinbarungen 

getroffen, um durch reziprokes aktives Sharing auch die grauen Flecken in 

Deutschland weiter zu verringern. Die Deutsche Telekom wendet sich daher ge-
gen weitere Regulierung beim (lokalen) Roaming. 

- Die in § 106 Abs. 1 TKG neu formulierten Voraussetzungen für die Verpflich-
tung zum lokalen Roaming sind eng gefasst, v.a. mit Blick auf die Formulierung, 
dass „unüberwindbare wirtschaftliche oder physische Hindernisse für den 
marktgesteuerten Netzausbau in diesem Gebiet bestehen“ müssen. Der DStGB 
wird dazu die Interpretation und Anwendung durch die Bundesnetzagentur eng 
begleiten. 

 

§ 106 TKG neu    

Lokales Roaming, Zugang zu aktiven und passiven Netzinfrastrukturen 

(1) Die Bundesnetzagentur kann den Betreiber eines öffentlichen Mobilfunknetzes 
dazu verpflichten, in einem räumlich umgrenzten Gebiet die Mitnutzung passiver 
Infrastrukturen oder, soweit dies nicht ausreicht, Roaming zu ermöglichen (lokales 
Roaming), wenn 

1. unüberwindbare wirtschaftliche oder physische Hindernisse für den marktge-
steuerten Netzausbau in diesem Gebiet bestehen, aufgrund derer Endnutzer nur 
äußerst lückenhaften Zugang zu öffentlichen Mobilfunknetzen und -diensten ha-
ben, 

2. das lokale Roaming zum Angebot von über Mobilfunknetze erbrachten öffentlich 
zugänglichen Telekommunikationsdiensten auf lokaler Ebene unmittelbar erforder-
lich ist, 

3. keinem anderen Mobilfunknetzbetreiber tragfähige und vergleichbare alternative 
Zugangswege zu den Endnutzern zu fairen und angemessenen Bedingungen in 
diesem Gebiet zur Verfügung gestellt werden, 

4. die Möglichkeit einer solchen Verpflichtung ausdrücklich vorgesehen wurde 

a) im Falle eines Vergabeverfahrens in den Vergabebedingungen der Frequenzzu-
teilung, 

b) im Übrigen rechtzeitig vor der Frequenzzuteilung, 

5. von der Verpflichtung begünstigte Unternehmen einen angemessenen Beitrag 
zur Versorgung von bislang unterversorgten Gebieten leisten und 
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6. zwischen den Beteiligten innerhalb von drei Monaten keine Vereinbarung zum 
lokalen Roaming oder zur Mitnutzung passiver Infrastrukturen zustande gekom-
men ist; die Frist für Verhandlungen zwischen den Beteiligten kann um einen wei-
teren Monat verlängert werden, soweit alle Beteiligten dieses übereinstimmend bei 
der Bundesnetzagentur beantragen. 

(2) Bei der Entscheidung über eine Verpflichtung nach Absatz 1 berücksichtigt die 
Bundesnetzagentur insbesondere: 

1. die Gewährleistung eines durchgehenden, unterbrechungsfreien Zugangs für 
alle Endnutzer zu Sprach- und breitbandigen Datendiensten des öffentlichen Mo-
bilfunks mindestens entlang von Bundesfernstraßen und auch im nachgeordneten 
Straßennetz sowie an allen Schienen- und Wasserwegen möglichst bis 2026 und 
in weiteren Gebieten mit äußerst lückenhaftem Zugang für Endnutzer, 

2. die effiziente Nutzung von Frequenzen, 

3. die Ermöglichung einer wesentlich größeren Auswahl und einer höheren 
Dienstequalität für die Endnutzer, 

4. die technische Durchführbarkeit und die diesbezüglichen Bedingungen, 

5. den Stand des Infrastruktur- und Dienstleistungswettbewerbs, 

6. technische Innovationen und 

7. die vorrangige Notwendigkeit, im Hinblick auf den Ausbau der Infrastruktur zu-
nächst Anreize für das nach Absatz 1 verpflichtete Unternehmen zu schaffen. 

(3) § 12 gilt entsprechend. 

(4) Unbeschadet der Verpflichtung nach Absatz 1 kann die Bundesnetzagentur 
Unternehmen, die öffentliche Mobilfunknetze in einem räumlich umgrenzten Ge-
biet bereitstellen, dazu verpflichten, Zugang zu aktiven Netzinfrastrukturen in die-
sem Gebiet zu gewähren. Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend. 

(5) Die Bundesnetzagentur entscheidet über die Bedingungen, zu denen ein nach 
Absatz 1 oder 4 verpflichtetes Unternehmen lokales Roaming oder den Zugang zu 
aktiven oder passiven Infrastrukturen gewähren muss, innerhalb von zwei Mona-
ten nach der Entscheidung nach Absatz 1 oder 4, soweit die Beteiligten in diesem 
Zeitraum keine Einigung hierüber erzielt haben. Die Frist kann um einen weiteren 
Monat verlängert werden. Die Bedingungen müssen objektiv, transparent, verhält-
nismäßig und nichtdiskriminierend sein. 

(6) Die Bundesnetzagentur kann den Begünstigten der Anordnung nach Absatz 1 
oder Absatz 4 verpflichten, Frequenzen mit dem Verpflichteten der Anordnung 
nach Absatz 1 oder Absatz 4 in dem betreffenden Gebiet gemeinsam zu nutzen. 

(7) Die Bundesnetzagentur überprüft Verpflichtungen und Bedingungen nach den 
Absätzen 1 bis 6 innerhalb von fünf Jahren nach Erlass. Sie prüft hierbei insbe-
sondere, ob deren Änderung oder Aufhebung angesichts der sich wandelnden 
Umstände angemessen wäre. 
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3. Regelungen zu alternativen Verlegemethoden 
 

Kurze Anmerkungen 

- Für untiefe Verlegungsmethoden muss keine förmliche Genehmigung beantragt 
werden. 

- Aber: Es muss die Zustimmung des Straßenbaulastträgers vorliegen. 

- Diese Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. 

- Es gibt eine gesetzliche Fiktion der Zustimmung, diese gilt nach Ablauf einer 
Frist von drei Monaten nach Eingang des vollständigen Antrags als erteilt. 

- An einer DIN-Norm für das Trenching bei Straßenkörpern wird aktuell gearbei-
tet. 

 

§ 127 TKG neu  (§ 68 TKG alt) 

Verlegung und Änderung von Telekommunikationslinien 

(1) Für die Verlegung oder die Änderung von Telekommunikationslinien ist die 
schriftliche oder elektronische Zustimmung des Trägers der Wegebaulast erfor-
derlich. 

(2) Ist der Wegebaulastträger selbst Betreiber einer Telekommunikationslinie oder 
mit einem Betreiber im Sinne des § 37 Absatz 1 oder 2 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen zusammengeschlossen, so ist die Zustimmung nach Ab-
satz 1 von einer Verwaltungseinheit zu erteilen, die unabhängig von der für den 
Betrieb der Telekommunikationslinie oder der für die Wahrnehmung der Gesell-
schaftsrechte zuständigen Verwaltungseinheit ist. 

(3) Die Zustimmung gilt nach Ablauf einer Frist von drei Monaten nach Ein-
gang des vollständigen Antrags als erteilt. Diese Zustimmungsfrist beginnt 
nicht, wenn der Antrag unvollständig ist und der zuständige Wegebaulastträger 
dies innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags beim zuständigen Wege-
baulastträger dem Antragsteller in Textform mitteilt. Im Fall der Ergänzung oder 
Änderung des Antrags beginnen die Fristen nach den Sätzen 1 und 2 neu zu lau-
fen. Die Zustimmungsfrist kann um einen Monat verlängert werden, wenn dies we-
gen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die Fristverlängerung 
ist zu begründen und rechtzeitig mitzuteilen. 

(4) Wird eine nach Maßgabe etwaiger Verwaltungsvorschriften des jeweils zustän-
digen Wegebaulastträgers nur geringfügige bauliche Maßnahme diesem vollstän-
dig angezeigt, und fordert dieser nicht innerhalb eines Monats den Anzeigenden 
auf, einen entsprechenden Antrag zu stellen, gilt die Zustimmung nach Absatz 1 
als erteilt. Diese Zustimmungsfrist beginnt nicht, wenn die Anzeige unvollständig 
ist und der zuständige Wegebaulastträger dies innerhalb eines Monats nach Ein-
gang der Anzeige beim zuständigen Wegebaulastträger dem Anzeigenden in 
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Textform mitteilt. Im Fall der Ergänzung oder Änderung der Anzeige beginnen die 
Fristen nach den Sätzen 1 und 2 neu zu laufen. 

(5) Behördliche Entscheidungen nach Maßgabe des Naturschutzrechtes, des 
Wasserhaushaltrechtes, des Denkmalschutzes und der Straßenverkehrs-Ord-
nung, die im Zuge der Verlegung oder Änderung von Telekommunikationslinien 
notwendig sind, sind zeitgleich mit der Zustimmung nach Absatz 1 zu erteilen. 
Dies gilt nicht in Fällen, in denen der Bund für die Erteilung dieser Zustimmung zu-
ständig ist. Sonstige Genehmigungserfordernisse bleiben unberührt. Die Länder 
sollen eine oder mehrere koordinierende Stellen bestimmen und für die zeitgleiche 
Erteilung der in Satz 1 genannten behördlichen Entscheidungen sorgen. 

(6) Bei der Verlegung oberirdischer Leitungen sind die Interessen der Wegebau-
lastträger, der Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze und die städtebauli-
chen Belange abzuwägen. In die Abwägung muss zugunsten einer beantragten 
Verlegung oberirdischer Leitungen insbesondere einfließen, dass der Ausbau von 
Netzen mit sehr hoher Kapazität beschleunigt wird oder die Kosten der Verlegung 
hierdurch maßgeblich gesenkt werden. Soweit beantragt, sollen in der Regel ober-
irdische Leitungen verlegt werden, wenn vereinzelt stehende Gebäude oder Ge-
bäudeansammlungen erschlossen werden sollen. Soweit die Verlegung im Rah-
men einer Gesamtbaumaßnahme koordiniert werden kann, die in engem zeitli-
chem Zusammenhang nach der Antragstellung auf Zustimmung durchgeführt wird, 
soll die Verlegung in der Regel unterirdisch erfolgen. 

(7) Dem Träger der Straßenbaulast ist mitzuteilen, ob Glasfaserleitungen 
oder Leerrohrsysteme, die der Aufnahme von Glasfaserleitungen dienen, in 
geringerer als der nach den anerkannten Regeln der Technik vorgesehenen 
Verlegetiefe, wie zum Beispiel im Wege des Micro- oder Minitrenching, ver-
legt werden (mindertiefe Verlegung). Eine mindertiefe Verlegung darf erfol-
gen, wenn der Antragsteller die durch eine mögliche wesentliche Beein-
trächtigung des Schutzniveaus entstehenden Kosten oder den etwaig höhe-
ren Erhaltungsaufwand übernimmt. Die Sätze 1 und 2 sind auf die Verlegung 
von Glasfaserleitungen oder Leerrohrsystemen in Bundesautobahnen und 
autobahnähnlich ausgebauten Bundesfernstraßen nicht anzuwenden. 

(8) Die Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden, die 
diskriminierungsfrei zu gestalten sind; die Nebenbestimmungen dürfen nur 
die Art und Weise der Errichtung der Telekommunikationslinie sowie die da-
bei zu beachtenden Regeln der Technik, die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs, die im Bereich des jeweiligen Wegebaulastträgers übliche Doku-
mentation der Lage der Telekommunikationslinie nach geographischen Ko-
ordinaten und die Verkehrssicherungspflichten regeln. Soweit keine aner-
kannten Regeln der Technik für die mindertiefe Verlegung oder Errichtungs- 
und Anbindungskonzepte für drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reich-
weite bestehen, und der Wegebaulastträger von den Angaben des Antrags-
stellers abweichende Vorgaben zur Art und Weise der Errichtung bei der 
mindertiefen Verlegung oder bei der Errichtung und Anbindung drahtloser 
Zugangspunkte mit geringer Reichweite macht, müssen diese aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung notwendig sein. Die Zustimmung 
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kann außerdem von der Leistung einer angemessenen Sicherheit abhängig 
gemacht werden. 

 

4. Mitnutzung, Bauarbeiten und Rechte 
 

Kurze Anmerkungen 

- Ziel der Regelungen ist der Interessenausgleich zwischen Gemeinden/Stra-
ßenbaulastträgern/Eigentümern und den TKU bzw. deren beauftragten Bau-
unternehmen. 

- Eine Verpflichtung durch die Bundesnetzagentur zur Mitnutzung und gemein-
samen Unterbringung (Kollokation) der Infrastruktur ist möglich gemäß § 128 
Abs. 4 TKG neu, wenn eine solche Mitnutzung als notwendig erachtet wird 
wegen Belangen des Umweltschutzes, der öffentlichen Gesundheit und Si-
cherheit oder der Städteplanung und Raumordnung. 

 

§ 128 TKG neu (§ 70 TKG alt) 

Mitnutzung und Wegerecht 

(1) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze dürfen ihre passiven 
Netzinfrastrukturen Eigentümern oder Betreibern öffentlicher Telekommunikations-
netze für den Ausbau von Netzen mit sehr hoher Kapazität zur Mitnutzung anbie-
ten. Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze dürfen ihre 
passiven Netzinfrastrukturen Eigentümern oder Betreibern anderer öffentlicher 
Versorgungsnetze für deren Netzausbau zur Mitnutzung anbieten. 

(2) Soweit die Ausübung der Nutzungsberechtigung nach § 125 für die Verlegung 
weiterer Telekommunikationslinien nicht oder nur mit einem unverhältnismäßig ho-
hen Aufwand möglich ist, können andere passive Netzinfrastrukturen öffentlicher 
Versorgungsnetzbetreiber unter den Voraussetzungen der §§ 138, 139 und 141 
mitgenutzt werden. Dies gilt unabhängig davon, ob die Telekommunikationslinie 
zum Aufbau eines Netzes mit sehr hoher Kapazität genutzt werden kann. 

(3) Soweit die Nutzungsberechtigung nach § 125 für die Verlegung weiterer Tele-
kommunikationslinien auf die Eisenbahninfrastruktur nicht anwendbar ist und es 
sich bei der Eisenbahninfrastruktur nicht um eine passive Netzinfrastruktur han-
delt, können Teile der Eisenbahninfrastruktur nach den §§ 138, 139 und 141 mit-
genutzt werden. Die §§ 79, 82, 136 und 137 gelten entsprechend. 

(4) Beeinträchtigt die Ausübung der Nutzungsberechtigung nach § 125 für 
die Verlegung weiterer Telekommunikationslinien Belange des Umweltschut-
zes, der öffentlichen Gesundheit und Sicherheit oder der Städteplanung und 
Raumordnung, kann die Bundesnetzagentur nach Anhörung der beteiligten 
Kreise insoweit die Mitnutzung und gemeinsame Unterbringung (Kolloka-
tion) der zugehörigen Einrichtungen und der Telekommunikationslinien an-
ordnen, als dies für die berührten Belange für notwendig erachtet wird. Die 
getroffenen Maßnahmen müssen objektiv, transparent, nichtdiskriminierend 
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und verhältnismäßig sein. Die Bundesnetzagentur legt Regeln für die Umle-
gung der Kosten bei gemeinsamer Nutzung von Telekommunikationslinien 
und zugehörigen Einrichtungen fest. 

 

§ 129 TKG neu   (§ 71 TKG alt) 

Rücksichtnahme auf Wegeunterhaltung und Widmungszweck 

(1) Bei der Benutzung der Verkehrswege ist eine Erschwerung ihrer Unterhaltung 
und eine vorübergehende Beschränkung ihres Widmungszwecks nach Möglichkeit 
zu vermeiden. 

(2) Wird die Unterhaltung erschwert, so hat der Nutzungsberechtigte dem Unter-
haltungspflichtigen die aus der Erschwerung erwachsenden Kosten zu ersetzen. 

(3) Nach Beendigung der Arbeiten an den Telekommunikationslinien hat der Nut-
zungsberechtigte den Verkehrsweg unverzüglich wieder instand zu setzen, sofern 
nicht der Unterhaltungspflichtige erklärt hat, die Instandsetzung selbst vornehmen 
zu wollen. Der Nutzungsberechtigte hat dem Unterhaltungspflichtigen die Ausla-
gen für die von ihm vorgenommene Instandsetzung zu erstatten und den durch die 
Arbeiten an den Telekommunikationslinien entstandenen Schaden zu ersetzen. 

(4) Der Unterhaltspflichtige kann die Erfüllung der Pflichten durch den Nutzungs-
berechtigten und seine Rechte durch schriftlichen Verwaltungsakt geltend ma-
chen. 

 

§ 130 TKG neu   (§ 72 TKG alt) 

Gebotene Änderung 

(1) Ergibt sich nach Errichtung einer Telekommunikationslinie, dass sie den Wid-
mungszweck eines Verkehrsweges nicht nur vorübergehend beschränkt oder die 
Vornahme der zu seiner Unterhaltung erforderlichen Arbeiten verhindert oder der 
Ausführung einer von dem Unterhaltungspflichtigen beabsichtigten Änderung des 
Verkehrsweges entgegensteht, so ist die Telekommunikationslinie, soweit erfor-
derlich, abzuändern oder zu beseitigen. 

(2) Soweit ein Verkehrsweg eingezogen wird, erlischt die Befugnis des Nutzungs-
berechtigten zu seiner Benutzung. 

(3) In all diesen Fällen hat der Nutzungsberechtigte die gebotenen Maßnahmen an 
der Telekommunikationslinie auf seine Kosten zu bewirken. 

(4) Der Unterhaltspflichtige kann die Erfüllung der Pflichten durch den Nutzungs-
berechtigten und seine Rechte durch schriftlichen Verwaltungsakt geltend ma-
chen. 
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§ 131 TKG neu   (§ 73 TKG alt) 

Schonung der Baumpflanzungen 

(1) Die Baumpflanzungen auf und an den Verkehrswegen und Wirtschaftswegen 
im Sinne des § 134 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 sind nach Möglichkeit zu schonen, 
auf das Wachstum der Bäume ist Rücksicht zu nehmen. Ausästungen können nur 
insoweit verlangt werden, als sie zur Herstellung der Telekommunikationslinie 
oder zur Verhütung von Betriebsstörungen erforderlich sind; sie sind auf das unbe-
dingt notwendige Maß zu beschränken. 

(2) Der Nutzungsberechtigte hat dem Besitzer der Baumpflanzungen eine ange-
messene Frist zu setzen, innerhalb welcher er die Ausästungen selbst vornehmen 
kann. Sind die Ausästungen innerhalb der Frist nicht oder nicht genügend vorge-
nommen, so bewirkt der Nutzungsberechtigte die Ausästungen. Dazu ist er auch 
berechtigt, wenn es sich um die dringliche Verhütung oder Beseitigung einer Stö-
rung handelt. 

(3) Der Nutzungsberechtigte ersetzt den an den Baumpflanzungen verursachten 
Schaden und die Kosten der auf sein Verlangen vorgenommenen Ausästungen. 

 

§ 132 TKG neu   (§ 74 TKG alt) 

Besondere Anlagen 

(1) Die Telekommunikationslinien sind so auszuführen, dass sie vorhandene be-
sondere Anlagen (der Wegeunterhaltung dienende Einrichtungen, Kanalisations-, 
Wasser-, Gasleitungen, Schienenbahnen, elektrische Anlagen und dergleichen) 
nicht störend beeinflussen. Die aus der Herstellung erforderlicher Schutzvorkeh-
rungen erwachsenden Kosten hat der Nutzungsberechtigte zu tragen. 

(2) Die Verlegung oder Veränderung vorhandener besonderer Anlagen kann nur 
gegen Entschädigung und nur dann verlangt werden, wenn die Benutzung des 
Verkehrsweges für die Telekommunikationslinie sonst unterbleiben müsste und 
die besondere Anlage anderweitig ihrem Zweck entsprechend untergebracht wer-
den kann. 

(3) Auch bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 hat die Benut-
zung des Verkehrsweges für die Telekommunikationslinie zu unterbleiben, wenn 
der aus der Verlegung oder Veränderung der besonderen Anlage entstehende 
Schaden gegenüber den Kosten, welche dem Nutzungsberechtigten aus der Be-
nutzung eines anderen ihm zur Verfügung stehenden Verkehrsweges erwachsen, 
unverhältnismäßig groß ist. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf in der Vorbereitung befindliche besondere Anla-
gen, deren Herstellung im öffentlichen Interesse liegt, entsprechende Anwendung. 
Eine Entschädigung aufgrund des Absatzes 2 wird nur bis zu dem Betrag der Auf-
wendungen gewährt, die durch die Vorbereitung entstanden sind. Als in der Vor-
bereitung begriffen gelten Anlagen, sobald sie aufgrund eines im Einzelnen ausge-
arbeiteten Planes die Genehmigung des Auftraggebers und, soweit erforderlich, 
die Genehmigung der zuständigen Behörden und des Eigentümers oder des 
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sonstigen zur Nutzung Berechtigten des in Anspruch genommenen Weges erhal-
ten haben. 

 

§ 133 TKG neu  (§ 75 TKG alt) 

Spätere besondere Anlagen 

(1) Spätere besondere Anlagen sind nach Möglichkeit so auszuführen, dass sie 
die vorhandenen Telekommunikationslinien nicht störend beeinflussen. 

(2) Der Inhaber oder Betreiber einer späteren besonderen Anlage kann vom Nut-
zungsberechtigten verlangen, dass eine Telekommunikationslinie auf dessen Kos-
ten verlegt oder verändert wird, wenn 

1. ohne die Verlegung oder Veränderung die Errichtung der späteren besonderen 
Anlage unterbleiben müsste oder wesentlich erschwert würde,  

2. die Errichtung der späteren besonderen Anlage aus Gründen des öffentlichen 
Interesses, insbesondere aus volkswirtschaftlichen Gründen oder wegen Ver-
kehrsrücksichten, von den Wegeunterhaltspflichtigen oder unter ihrer überwiegen-
den Beteiligung vollständig oder überwiegend ausgeführt werden soll und 

3. die Kosten des Nutzungsberechtigten nicht unverhältnismäßig sind. Liegen nur 
die Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 1 und 2 vor, so kann eine Verlegung 
oder Veränderung auch dann verlangt werden, wenn der Inhaber oder Betreiber 
der späteren besonderen Anlage die Kosten teilweise erstattet, so dass die vom 
Nutzungsberechtigten zu tragenden Kosten verhältnismäßig ausfallen. 

(3) Muss wegen einer späteren besonderen Anlage die schon vorhandene Tele-
kommunikationslinie mit Schutzvorkehrungen versehen werden, so sind die 
dadurch entstehenden Kosten von dem Nutzungsberechtigten zu tragen. 

(4) Überlässt ein Wegeunterhaltspflichtiger seinen Anteil einem nicht unterhalts-
pflichtigen Dritten, so sind dem Nutzungsberechtigten die durch die Verlegung 
oder Veränderung oder durch die Herstellung der Schutzvorkehrungen erwach-
senden Kosten, soweit sie auf dessen Anteil fallen, zu erstatten. 

(5) Die Unternehmer anderer als der in Absatz 2 bezeichneten besonderen Anla-
gen haben die aus der Verlegung oder Veränderung der vorhandenen Telekom-
munikationslinien oder aus der Herstellung der erforderlichen Schutzvorkehrungen 
erwachsenden Kosten zu tragen. 

(6) Auf spätere Änderungen vorhandener besonderer Anlagen finden die Absätze 
1 bis 5 entsprechende Anwendung. 

 

§ 134 TKG neu  (§ 76 TKG alt) 

Beeinträchtigung von Grundstücken und Gebäuden 

(1) Der Eigentümer eines Grundstücks, das kein Verkehrsweg im Sinne des § 125 
Absatz 1 Satz 2 ist, kann die Errichtung, den Betrieb und die Erneuerung von 
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Telekommunikationslinien auf seinem Grundstück sowie den Anschluss der auf 
dem Grundstück befindlichen Gebäude an Netze mit sehr hoher Kapazität inso-
weit nicht verbieten, als 

1. auf dem Grundstück einschließlich der Gebäudeanschlüsse eine durch ein 
Recht gesicherte Leitung oder Anlage auch für die Errichtung, den Betrieb und die 
Erneuerung einer Telekommunikationslinie genutzt und hierdurch die Nutzbarkeit 
des Grundstücks nicht dauerhaft zusätzlich eingeschränkt wird, 

2. das Grundstück einschließlich der Gebäude durch die Benutzung nicht unzu-
mutbar beeinträchtigt wird, 

3. das Grundstück im öffentlichen Eigentum steht, wie ein Verkehrsweg genutzt 
wird, ohne als solcher gewidmet zu sein (Wirtschaftsweg), und der Benutzung 
keine wichtigen Gründe der öffentlichen Sicherheit entgegenstehen oder 

4. das Grundstück im Eigentum eines Schienenwegebetreibers steht und die Si-
cherheit des Eisenbahnbetriebs hierdurch nicht beeinträchtigt wird. 

Werden Gebäude, die sich nicht auf dem Grundstück des Eigentümers befinden, 
gleichwohl von dessen Grundstück oder Gebäude aus mitversorgt, so gilt Satz 1 
entsprechend. 

(2) Der Eigentümer eines Grundstücks nach Absatz 1 kann dessen Überfahren 
nicht verbieten, wenn die Überfahrt zur Errichtung, zum Betrieb und zur Erneue-
rung von Telekommunikationslinien auf einem anderen Grundstück notwendig ist. 

(3) Hat der Grundstückseigentümer eine Einwirkung nach Absatz 1 oder Absatz 2 
zu dulden, so kann er von dem Betreiber der Telekommunikationslinie oder dem 
Eigentümer des Leitungsnetzes einen angemessenen Ausgleich in Geld verlan-
gen, wenn durch die Errichtung, die Erneuerung oder durch Wartungs-, Reparatur- 
oder vergleichbare, mit dem Betrieb der Telekommunikationslinie unmittelbar zu-
sammenhängende Maßnahmen eine Benutzung seines Grundstücks oder dessen 
Ertrag über das zumutbare Maß hinaus beeinträchtigt wird. Für eine erweiterte 
Nutzung zu Zwecken der Telekommunikation kann darüber hinaus ein einmaliger 
Ausgleich in Geld verlangt werden, sofern bisher keine Leitungswege vorhanden 
waren, die zu Zwecken der Telekommunikation genutzt werden konnten. Der An-
spruch nach Satz 2 besteht nicht, wenn die erweiterte Nutzung ausschließlich zum 
Anschluss von Gebäuden auf dem genutzten Grundstück erfolgt oder wenn das 
Grundstück im öffentlichen Eigentum steht. Wird das Grundstück oder sein Zube-
hör durch die Ausübung der aus dieser Vorschrift folgenden Rechte beschädigt, 
hat der Betreiber oder der Eigentümer des Leitungsnetzes auf seine Kosten den 
Schaden zu beseitigen. § 840 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist anzu-
wenden. Der Betreiber der Telekommunikationslinie oder der Eigentümer des Lei-
tungsnetzes hat den Eigentümer des Grundstücks auf die Pflicht zur Duldung vor 
Einwirkung nach Absatz 1 oder Absatz 2 hinzuweisen. 

(4) Soweit die Durchführung von nach Absatz 1 zu duldenden Maßnahmen nicht 
oder nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand möglich ist, können beste-
hende passive Netzinfrastrukturen Dritter unter den Voraussetzungen der §§ 138, 
139 und 141 mitgenutzt werden. 
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(5) Beeinträchtigt die Ausübung der Nutzungsberechtigung nach § 125 für die Ver-
legung weiterer Telekommunikationslinien Belange des Umweltschutzes, der öf-
fentlichen Gesundheit und Sicherheit oder der Städteplanung und Raumordnung, 
kann die Bundesnetzagentur nach Anhörung der beteiligten Kreise insoweit die 
Mitnutzung von Grundstücken anordnen, als dies für die berührten Belange für 
notwendig erachtet wird. § 128 Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

 

§ 135 TKG neu  (§ 77 TKG alt) 

Verjährung der Ansprüche 

Die Verjährung der auf den §§ 128 bis 134 beruhenden Ansprüche richtet sich 
nach den Regelungen über die regelmäßige Verjährung nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch. 

 

§ 142 TKG neu  (§ 77h TKG alt) 

Informationen über Bauarbeiten an öffentlichen Versorgungsnetzen 

(1) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze können bei 
den Eigentümern oder Betreibern öffentlicher Versorgungsnetze die Erteilung 
von Informationen über geplante oder laufende Bauarbeiten an öffentlichen 
Versorgungsnetzen beantragen, um eine Koordinierung dieser Bauarbeiten mit 
Bauarbeiten zum Ausbau von Netzen mit sehr hoher Kapazität zu prüfen. Der An-
trag muss erkennen lassen, in welchem Gebiet der Einbau von Komponenten von 
Netzen mit sehr hoher Kapazität vorgesehen ist. 

(2) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze erteilen Antrag-
stellern nach Absatz 1 innerhalb von zwei Wochen ab dem Tag des Antrags-
eingangs die beantragten Informationen. Die Erteilung erfolgt unter verhält-
nismäßigen, diskriminierungsfreien und transparenten Bedingungen. 

(3) Die Informationen müssen folgende Angaben zu laufenden und geplanten Bau-
arbeiten an passiven Netzinfrastrukturen öffentlicher Versorgungsnetze enthalten, 
für die bereits eine Genehmigung erteilt wurde oder ein 

Genehmigungsverfahren anhängig ist: 

1. die geografische Lage des Standortes und die Art der Bauarbeiten, 

2. die betroffenen Netzkomponenten, 

3. den geschätzten Beginn und die geplante Dauer der Bauarbeiten und 

4. Kontaktdaten eines oder mehrerer Ansprechpartner des Eigentümers oder Be-
treibers des öffentlichen Versorgungsnetzes. 

Ist innerhalb von sechs Monaten nach Eingang des Antrags auf Erteilung der In-
formationen ein Antrag auf Genehmigung der Bauarbeiten vorgesehen, so müs-
sen auch zu diesen Bauarbeiten die Informationen nach den Absätzen 2 und 3 er-
teilt werden. 
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(4) Der Antrag nach Absatz 1 kann ganz oder teilweise abgelehnt werden, soweit 
konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

1. die Sicherheit oder Integrität der Versorgungsnetze oder die öffentliche Sicher-
heit oder die öffentliche Gesundheit durch Erteilung der Informationen gefährdet 
wird, 

2. durch die Erteilung die Vertraulichkeit gemäß § 148 verletzt wird, 

3. Bauarbeiten betroffen sind, deren anfänglich geplante Dauer acht Wochen nicht 
überschreitet, 

4. von dem Antrag Teile einer Kritischen Infrastruktur, insbesondere deren Infor-
mationstechnik, betroffen sind, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für 
die Funktionsfähigkeit der Kritischen Infrastruktur maßgeblich sind, und der Betrei-
ber des öffentlichen Versorgungsnetzes bei Erteilung der Informationen unverhält-
nismäßige Maßnahmen ergreifen müsste, um die ihm durch Gesetz oder aufgrund 
eines Gesetzes auferlegten Schutzpflichten zu erfüllen, 

5. die Koordinierung von Bauarbeiten unzumutbar ist oder 

6. ein Versagungsgrund für eine Koordinierung von Bauarbeiten nach § 143 Ab-
satz 4 vorliegt. 

(5) Anstelle einer Erteilung der Informationen genügt ein Verweis auf eine bereits 
erfolgte Veröffentlichung, wenn 

1. der Bauherr die beantragten Informationen bereits selbst elektronisch öffentlich 
zugänglich gemacht hat oder 

2. der Zugang zu diesen Informationen bereits über die zentrale Informationsstelle 
des Bundes nach 

§ 78 Absatz 1 Nummer 4 gewährleistet ist. 

(6) Innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist sind die Informationen auch der 
zentralen Informationsstelle des Bundes zu übermitteln. Sie macht diese Informati-
onen anderen Interessenten, die ein berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme 
haben, in geeigneter Form zugänglich. Näheres regeln die Einsichtnahmebedin-
gungen der zentralen Informationsstelle des Bundes. 

 

§ 143 TKG neu  (§ 77i TKG alt) 

Koordinierung von Bauarbeiten 

(1) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze können mit Eigentü-
mern oder Betreibern öffentlicher Telekommunikationsnetze im Hinblick auf den 
Ausbau der Komponenten von Netzen mit sehr hoher Kapazität Vereinbarungen 
über die Koordinierung von Bauarbeiten schließen. 
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(2) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze können bei 
den Eigentümern oder Betreibern öffentlicher Versorgungsnetze die Koordinierung 
von Bauarbeiten beantragen. Im Antrag sind Art und Umfang der zu koordinieren-
den Bauarbeiten und die zu errichtenden Komponenten von Netzen mit sehr hoher 
Kapazität zu benennen. 

(3) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze, die ganz oder über-
wiegend aus öffentlichen Mitteln finanzierte Bauarbeiten direkt oder indirekt aus-
führen, haben zumutbaren Anträgen nach Absatz 2 zu transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Bedingungen stattzugeben. Den Anträgen ist insbesondere zu ent-
sprechen, 

sofern 

1. dadurch keine zusätzlichen Kosten für die ursprünglich geplanten Bauarbeiten 
verursacht werden, wobei eine geringfügige zeitliche Verzögerung der Planung 
und geringfügige Mehraufwendungen für die Bearbeitung des Koordinierungsan-
trags nicht als zusätzliche Kosten der ursprünglich geplanten Bauarbeiten gelten, 

2. die Kontrolle über die Koordinierung der Arbeiten nicht behindert wird, 

3. der Koordinierungsantrag so früh wie möglich, spätestens aber einen Monat vor 
Einreichung des endgültigen Projektantrags bei der zuständigen Genehmigungs-
behörde gestellt wird und Bauarbeiten betrifft, deren anfänglich geplante Dauer 
acht Wochen überschreitet und 

4. der Hauptzweck der ganz oder überwiegend öffentlich finanzierten Bauarbeiten 
nicht beeinträchtigt wird. 

Der Hauptzweck wird insbesondere dann nicht beeinträchtigt, wenn hierbei ein ge-
plantes oder im Bau befindliches Glasfasernetz, das einen offenen und diskrimi-
nierungsfreien Netzzugang gewährt, nur geringfügig überbaut würde. 

(4) Der Antrag nach Absatz 2 ist ganz oder teilweise insbesondere abzulehnen, 
sofern 

1. von dem Antrag Teile einer Kritischen Infrastruktur, insbesondere deren Infor-
mationstechnik, betroffen sind, die nachweislich besonders schutzbedürftig und für 
die Funktionsfähigkeit der Kritischen Infrastruktur maßgeblich sind, 

2. der Betreiber des öffentlichen Versorgungsnetzes zur Koordinierung der Bauar-
beiten unverhältnismäßige Maßnahmen ergreifen müsste, um die ihm durch Ge-
setz oder aufgrund eines Gesetzes auferlegten Schutzpflichten zu erfüllen, oder 

3. durch die zu koordinierenden Bauarbeiten ein geplantes öffentlich gefördertes 
Glasfasernetz, das einen diskriminierungsfreien, offenen Netzzugang zur Verfü-
gung stellt, überbaut würde. 

(5) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze haben Koordinie-
rungsvereinbarungen innerhalb von zwei Monaten nach deren Abschluss der Bun-
desnetzagentur zur Kenntnis zu geben. 

(6) Die Bundesnetzagentur veröffentlicht Grundsätze dafür, wie die Kosten, die mit 
der Koordinierung von Bauarbeiten verbunden sind, auf den Eigentümer oder 
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Betreiber des öffentlichen Telekommunikationsnetzes umgelegt werden sollen. 
Die Bundesnetzagentur ist im Rahmen der Streitbeilegung nach § 149 an die ver-
öffentlichten Grundsätze gebunden. 

 

§ 144 TKG neu  (§ 77j TKG alt) 

Allgemeine Informationen über Verfahrensbedingungen bei Bauarbeiten 

Die zentrale Informationsstelle des Bundes macht die relevanten Informationen 
zugänglich, welche die allgemeinen Bedingungen und Verfahren für die Erteilung 
von Genehmigungen für Bauarbeiten betreffen, die zum Zweck des Aufbaus der 
Komponenten von Netzen mit sehr hoher Kapazität notwendig sind. Diese Infor-
mationen schließen Angaben über Ausnahmen von Genehmigungspflichten ein. 

 

5. Mitverlegungspflicht in Neubaugebieten 
 

Kurze Anmerkungen 

- Nun Recht bzw. Pflicht bei öffentlicher Förderung zur Mitverlegung von passiver 
Infrastruktur (Leerrohr), die für Gigabit-Leitungen geeignet ist. Es kann aller-
dings bei Pflicht zur Verlegung von Leerrohren bleiben, was aus Gemeindesicht 
zu kritisieren bleibt. Gesetzliche Neuregelung ist insgesamt aber ein Erfolg, an 
dem die kommunalen Spitzenverbände über 4 Jahre gearbeitet haben. Nach 
§ 77 i Abs. 7 2. Alt. alte Fassung gab es zuvor eine nicht befriedigend geklärte – 
gemeindliche? - Pflicht zur Verlegung von Glasfaserleitungen. 

- Leerrohre müssen für Highspeed geeignet sein. Zuvor wurde verschiedene 
Technik mit Leitungen verlegt, bei denen sich mitunter Kompatibilitätsfragen 
stellten. 

- Gesetzesbegründung: Anspruchsinhaber ist der nach Absatz 2 Verpflichtete. 
Dieser kann je nach Baulast unterschiedlich sein. In Neubaugebieten wird dies 
in der Regel der Erschließungsberechtigte sein. Die Regelung ist dennoch nicht 
auf die Erschließung von Neubaugebieten beschränkt, sondern bewusst offen-
gehalten. Auch in anderen Fällen der Mitverlegung kann ein frühzeitiger Aus-
tausch zwischen dem Verpflichteten der Sicherstellungsverpflichtung und Tele-
kommunikationsnetzbetreibern hilfreich sein. 

- Gesetzesbegründung: Anspruchsgegner sind Betreiber öffentlicher Telekommu-
nikationsnetze. Aufgrund des Privatwirtschaftlichkeitsprinzips des Artikels 87f 
Absatz 2 Satz 1 GG muss der sich an die Mitverlegung anschließende Betrieb 
der mit-verlegten Infrastruktur durch privatwirtschaftlich organisierte Telekom-
munikationsnetzbetreiber erfolgen. 

- Der Anspruch besteht nur auf Anfrage des Anspruchsinhabers – die Telekom-
munikationsnetzbetreiber müssen folglich nicht von sich aus tätig werden. Er-
folgt jedoch eine Anfrage, haben sie die erforderliche Auskunft binnen einer 
zweimonatigen Frist zu erteilen, um den Ausbau nicht unnötig zu verzögern. 
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Der Anspruchsinhaber kann frei wählen, welche Telekommunikationsnetzbetrei-
ber er anspricht. Er hat meist einen guten Überblick darüber, welche Unterneh-
men Netze in der entsprechenden Region betreiben und am ehesten für einen 
Betrieb der mitverlegten Infrastrukturen in Betracht kommen. In jedem Fall kön-
nen die benötigten Informationen auch über das in § 77 Absatz 1 Nummer 1 in 
Verbindung mit § 78 vorgesehene Verfahren bei der zentralen Informations-
stelle des Bundes abgerufen werden. 

 

§ 146 TKG neu  (§ 77 i TKG alt) 

Mitverlegung, Sicherstellung und Betrieb der Infrastruktur für Netze mit sehr 
hoher Kapazität 

(1) Eigentümer oder Betreiber öffentlicher Versorgungsnetze können im Rahmen 
von Bauarbeiten passive Netzinfrastrukturen für ein Netz mit sehr hoher Kapazität 
mitverlegen, um eine Mitnutzung im Sinne dieses Abschnitts oder den Betrieb ei-
nes Netzes mit sehr hoher Kapazität zu ermöglichen. 

(2) Im Rahmen von ganz oder teilweise aus öffentlichen Mitteln finanzierten Bau-
arbeiten für die Bereitstellung von Verkehrsdiensten, deren anfänglich geplante 
Dauer acht Wochen überschreitet, ist sicherzustellen, dass geeignete passive Net-
zinfrastrukturen für ein Netz mit sehr hoher Kapazität bedarfsgerecht mitverlegt 
werden, um den Betrieb eines Netzes mit sehr hoher Kapazität durch Betreiber öf-
fentlicher Telekommunikationsnetze zu ermöglichen. Im Rahmen der Erschließung 
von Neubaugebieten ist stets sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfra-
strukturen für ein Netz mit sehr hoher Kapazität mitverlegt werden. 

(3) Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze haben dem nach Absatz 2 
Verpflichteten auf Anfrage innerhalb von zwei Monaten Auskunft über die wesentli-
chen Bedingungen eines Betriebs einer nach Absatz 2 zu verlegenden oder be-
reits verlegten Infrastruktur zu geben. Dazu gehören insbesondere die Modalitäten 
eines Anschlusses der Infrastruktur an das eigene öffentliche Telekommunikati-
onsnetz einschließlich der relevanten Übergabepunkte. 

 

6. „Recht auf schnelles Internet“ 
 
Kurze Anmerkungen 

- Die gesetzliche (Neu-)Regelung dienst nicht zuletzt der Umsetzung der entspre-
chenden Abmachung im Koalitionsvertrag. Fraglich ist, ob diese wirklich ein 
Recht auf schnelles Internet bringen wird. In der Presse wurde Kritik an der Re-
gelung mit Formulierungen wie „Recht auf lahmes Internet“ geübt. Es wird nun 
zwar einen individuellen Anspruch geben, der aber nur auf grundlegende 
Dienste fokussiert sein wird, nicht aber auf eine Gigabit-Versorgung. 

Schlüsselpunkte (entnommen aus der Gesetzesbegründung!) 

- Absatz 1 normiert einen direkten Anspruch der Endnutzer auf Leistungserbrin-
gung gegen einen zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten 
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Verpflichteten und bildet somit die rechtliche Absicherung des Anspruchs auf 
schnelles Internet in Form des angemessenen Breitbandinternetzugangsdiens-
tes. Damit wird die Bedeutung einer Versorgung mit Sprachkommunikations-
diensten und vor allem einem hinreichenden schnellen Internetzugang für den 
Einzelnen herausgestellt. § 155 dient damit der effizienten und geeigneten Um-
setzung von Artikel 84 Absatz 1 und Artikel 86 Richtlinie (EU) 2018/1972. 

- Inhaltlich handelt es sich bei dem Anspruch auf Versorgung mit Telekommuni-
kationsdiensten um einen Anspruch auf Vertragsabschluss. Für den Vertrag 
gelten die Kundenschutzvorschriften aus Teil 3. Anspruchsinhaber sind alle 
Endnutzer, also natürliche und juristische Personen sowie andere rechtsfähige 
Personenvereinigungen. Anspruchsgegner sind die Unternehmen, die in dem 
Gebiet, in dem sich die Hauptwohnung oder der Geschäftsort des Endnutzers 
befindet, zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten verpflichtet sind. Der 
Geschäftsort umfasst hierbei nicht ausschließlich die Hauptniederlassung des 
Unternehmens, sondern auch jede Zweigniederlassung oder unselbstständige 
Zweigstelle (Betriebsstätte/Filiale). 

- Der Anspruch nach Absatz 1 richtet sich direkt gegen den Diensteverpflichteten 
in dem Maße, in dem er zur Bereitstellung verpflichtet ist. Die Leistung muss in-
nerhalb einer angemessenen Frist bereitgestellt werden. Die Angemessenheit 
bestimmt sich nach den Gegebenheiten im Einzelfall. Ist es dem Dienstever-
pflichteten beispielsweise tatsächlich möglich, die Dienste über eine bereits be-
stehende Infrastruktur zu erbringen, muss die Leistung wesentlich früher er-
bracht werden, als wenn die entsprechende Infrastruktur für den Anschluss erst 
noch errichtet werden muss. Weiterhin gilt der Anspruch ausschließlich für die 
Leistungserbringung an der von der jeweiligen Meldebehörde bestimmten 
Hauptwohnung oder am Geschäftsort des Endnutzers. Dies gilt unabhängig da-
von, ob dieser sich innerhalb oder außerhalb einer geschlossenen Bebauung 
befindet. Demgegenüber müssen Telekommunikationsdienste für Nebenwoh-
nungen, Ferienwohnungen oder Campingplätze nicht gewährleistet werden. 

- Die Neufassung des Katalogs der Dienste in § 157 Absatz 2 TKG neu, die ge-
mäß § 156 zugesichert werden, orientiert sich am Universaldienstkatalog der 
Richtlinie (EU) 2018/1972 und setzt Artikel 84 Absatz 1 und 3 sowie Artikel 86 
Absatz 1 bis 3 Richtlinie (EU) 2018/1972 um. In Anlehnung an den Universal-
dienstkatalog der Richtlinie (EU) 2018/1972 müssen nunmehr mindestens 
Sprachkommunikationsdienste und ein für eine angemessene soziale und 
wirtschaftliche Teilhabe hinreichend schneller Internetzugangsdienst ver-
fügbar sein, einschließlich eines entsprechenden Anschlusses an ein öffentli-
ches Telekommunikationsnetz. Der für eine angemessene soziale und wirtschaft-
liche Teilhabe erforderliche schnelle Internetzugangsdienst ersetzt den Begriff 
des funktionalen Internetzugangs im bisherigen § 78 Absatz 2 Nummer 1. 

- Gestrichen werden die bisherigen Universaldienstleistungen des Anschlusses 
an ein Telekommunikationsnetz, das an einem festen Standort Telefaxübertra-
gungen ermöglicht, die Verfügbarkeit mindestens eines gedruckten Endnut-
zerverzeichnisses oder Telefonauskunftsdienstes, die flächendeckende Bereit-
stellung von Münz- oder Kartentelefonen sowie die Möglichkeit, diese Telefone 
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unentgeltlich für den Notruf zu nutzen. Gemäß Erwägungsgrund 235 Richtlinie 
(EU) 2018/1972 steht es den Mitgliedstaaten zwar frei, bisherige Universal-
dienstleistungen aufrechtzuerhalten, dies aber unter der Bedingung, dass die 
Dienste oder vergleichbare Dienste unter normalen wirtschaftlichen Gegeben-
heiten nicht zur Verfügung stehen. Bislang musste der Universaldienstmecha-
nismus wegen der entsprechenden Dienste nicht ausgelöst werden.  

- Das TKG trifft keine Vorentscheidung darüber, mit welcher Technologie diese 
Dienste erbracht werden können. Der Endnutzer hat somit keinen Anspruch auf 
einen leitungsgebundenen Anschluss oder darauf, alle Dienste aus einer Hand 
zu erhalten. Bei der Verfügbarkeit der Dienste für Endnutzer spielen daher auch 
alle Technologien eine Rolle. Entscheidend ist ausschließlich, dass der An-
schluss an das öffentliche Telekommunikationsnetz, unabhängig von der bis 
dahin genutzten Technologie, an einem festen Standort erfolgt. 

- Nach § 156 Absatz 3 TKG neu hat die Bundesnetzagentur festzustellen, welche 
Anforderungen ein Internetzugangsdienst und ein Sprachkommunikationsdienst 
erfüllen müssen. Die Regelung beinhaltet Vorgaben für die Ermittlung der Quali-
tät für einen für die angemessene soziale und wirtschaftliche Teilhabe hinrei-
chend schnellen Internetzugangsdienst und setzt Artikel 84 Absatz 3 Richtlinie 
(EU) 2018/1972 um. Demnach sind für die Bestimmung der unerlässlichen 
Bandbreite die von der Mehrheit der Verbraucher genutzte Mindestbandbreite 
(Mehrheitskriterium) sowie weitere nationale Gegebenheiten, wie die Auswir-
kungen auf den geförderten oder den privatwirtschaftlichen Breitbandausbau 
(Marktkriterium), zu berücksichtigen. Das Mehrheitskriterium wird mit einer 
Mehrheitsschwelle von mindestens 80 Prozent vorgegeben. Die Mehrheits-
schwelle fußt auf einem Kriterienkatalog des Kommunikationsausschusses 
(COCOM), um Datenübertragungsraten zur Gewährleistung der sozialen und 
wirtschaftlichen Teilhabe zu ermitteln. Der COCOM weist darauf hin, dass der 
Terminus der „Mehrheit der Endkunden“ nicht als einfache Mehrheit (51 Pro-
zent) definiert werden sollte, um weitreichende Marktverzerrungen zu vermei-
den. Stattdessen spricht sich das Gremium für eine 80 Prozent-Schwelle aus. 
Die notwendige dynamische Anpassung an die technische Weiterentwicklung 
breitbandbasierter Dienste wird gewährleistet, da das Mehrheitskriterium stei-
genden genutzten Mindestbandbreiten und damit wachsenden Qualitätsanfor-
derungen der Verbraucher Rechnung trägt. 

- Der in der Richtlinie (EU) 2018/1972 gewählte Terminus der „genutzten Min-
destbandbreite“ stellt klar, dass nicht die (vermarkteten) Maximalbandbreiten 
(„bis zu“-Bandbreiten), die von der Mehrheit der Verbraucher gebucht werden, 
die Qualität des Internetzugangsdienstes bestimmen. Entscheidend ist vielmehr 
die mehrheitlich genutzte Mindestbandbreite, zu der jedoch repräsentative Da-
ten fehlen. Anknüpfungspunkt für die Ermittlung der „genutzten Mindestband-
breite“ könnte jedoch die von den Telekommunikationsanbietern für jedes Inter-
netzugangsprodukt im Festnetz festzulegende minimale Bandbreite sein (vgl. 
Artikel 4 Absatz 1 lit. d) der TSM-Verordnung (Verordnung (EU) 2015/2120). 
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- Unterste Grenze für die Anforderungen an einen Internetzugangsdienst nach 
Absatz 2 ist stets Anhang V der Richtlinie (EU) 2018/1972 in seiner aktuellen 
Fassung. Die dort genannten Dienste müssen vom Internetzugangsdienst min-
destens unterstützt werden. Die darin gelisteten, „grundlegenden Mindest-
dienste“ (siehe Erwägungsgrund 215 der RL (EU) 2018/1972) sind neben E-
Mail, Anrufen und Videoanrufen in Standardqualität auch die Nutzung von sozi-
alen Medien, Sofortnachrichtenübermittlung und weiteren Onlinewerkzeugen für 
das Suchen und Finden von Informationen, für die Aus- und Weiterbildung und 
für die Arbeitssuche, die Möglichkeiten Online-Bestellungen, berufliche Vernet-
zung, Online Banking und elektronische Behördendienste vorzunehmen. Die 
EU-Kommission ist in der Verantwortung, die Entwicklung der Internetnutzung 
zu beobachten und dementsprechend die Liste der grundlegenden Online-
Dienste für die soziale und wirtschaftliche Teilhabe an der Gesellschaft zu aktu-
alisieren (Erwägungsgrund 215 der RL (EU) 218/1972). In ihrer im Jahr 2016 
veröffentlichten Studie geht die EU-Kommission davon aus, dass im Jahr 2020 
ein Internetzugangsdienst mit mindestens 9,6 Megabit pro Sekunde verfügbar 
sein muss, damit die grundlegenden Online-Dienste im aktuellen Anhang V tat-
sächlich unterstützt werden (siehe: „Review of the scope of Universal Service“, 
SMART 2014/0011, S. 9, 11). Demnach ist die Bandbreite im Downloadbereich 
mit mindestens 10 Megabit pro Sekunde festzulegen. 

- Der in § 157 Absatz 2 und 3 verankerte schnelle Internetzugangsdienst geht je-
doch über das sich aus Anhang V der Richtlinie (EU) 2018/1972 ergebende 
Qualitätsniveau hinaus. Der Internetzugangsdienst muss stets mindestens 
auch Teleheimarbeit im üblichen Umfang und eine für Verbraucher markt-
übliche Nutzung von Online-Inhaltediensten ermöglichen. Teleheimarbeit 
setzt sich aus verschiedenen Diensten zusammen. Insbesondere muss 
die Möglichkeit an Telefon- und Videokonferenzen teilzunehmen gegeben 
sein. Der Begriff der Online-Inhaltedienste ist definiert in Artikel 2 Nummer 5 
der Verordnung (EU) 2017/1128 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Juni 2017 zur grenzüberschreitenden Portabilität von Online-Inhalte-
diensten im Binnenmarkt. Eine Eingrenzung erfährt die Vorschrift durch die Be-
grenzung auf Teleheimarbeit „im üblichen Umfang“. Bei Online-Inhaltediensten 
muss eine „für Verbraucher marktübliche Nutzung“ ermöglicht werden. Der Bun-
desnetzagentur steht es frei, weitere Qualitätsanforderungen an den Internetzu-
gangsdienst zu stellen, sofern dies zur wirtschaftlichen und sozialen Teilhabe 
für die Endnutzer erforderlich ist. Die an den Internetzugangsdienst gestellten 
Anforderungen könnten neben einer Mindestdownload- auch eine Upload-Rate 
oder ein Mindestdatenvolumen beinhalten. Allerdings ist nicht jede wirtschaftli-
che Teilhabe über einen erschwinglichen Internetzugangsdienst zu gewährleis-
ten. Darüber hinaus hat die Bundesnetzagentur auch weitere nationale Gege-
benheiten und Besonderheiten bei der Bestimmung des schnellen Internetzu-
gangsdienstes zu berücksichtigen. Dazu zählen insbesondere die Auswirkun-
gen der festgelegten Qualität auf den privatwirtschaftlichen und den geförderten 
Ausbau. Das Recht auf Versorgung mit Telekommunikationsdiensten darf we-
der ein Hemmnis für den privatwirtschaftlichen Breitbandausbau sein, noch darf 
es dazu führen, dass Kommunen die Mindestversorgung als Alternative für die 
Teilnahme an Förderprogrammen ansehen. 
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- Nebst einer Präzisierung des Umfangs des Internetzugangsdienstes kann es – 
insbesondere nach einer Überprüfung der von den Diensteverpflichteten über-
mittelten Qualitätsparameter der Dienste – erforderlich sein, weitere Parameter 
verpflichtend festzulegen. Für die nach Absatz 3 ermittelte(n) Bandbreite(n) 
kann die Bundesnetzagentur beispielsweise präzisieren, wie oft dieser Wert für 
die Endnutzer im Tagesverlauf (24 Stunden) tatsächlich verfügbar sein muss 
beziehungsweise unterschritten werden darf, damit eine Versorgung mit Diens-
ten nach Absatz 2 noch gewährleistet ist. Für den Sprachkommunikationsdienst 
könnte beispielsweise die Qualität der Sprechverbindung oder die Verzögerung 
bei Rufsignalisierung festgelegt werden, um eine einheitliche Qualität der nach 
§ 157 Absatz 2 bereitzustellenden Telekommunikationsdienste sicherzustellen 
(bisheriger § 78 Absatz 4 TKG). Die Bundesnetzagentur kann von solchen Vor-
gaben für das gesamte Bundesgebiet oder für Teile davon absehen, wenn eine 
Anhörung der betroffenen Kreise ergibt, dass die vorgegebene Dienstequalität 
als weithin verfügbar erachtet wird. 

- Zu Absatz 4. Die Festlegung der Anforderungen an den schnellen Internetzu-
gangsdienst sowie an Sprachkommunikationsdienste sind für die Überprüfung 
der ausreichenden Verfügbarkeit des Mindestangebots und damit für die Fest-
stellung einer Unterversorgung zwingend. Um das Verfahren zur Sicherstellung 
des Anspruchs der Endnutzer auf Versorgung zu straffen, hat die Bundesnetza-
gentur innerhalb von sechs Monaten die Qualität der zu erbringenden Telekom-
munikationsdienste zu spezifizieren. Die sicherzustellende Bandbreite im Down-
load sowie die ggf. weiteren Qualitätsanforderungen hat die Bundesnetzagentur 
entsprechend der technischen und gesellschaftlichen Entwicklung regelmäßig 
anzupassen. Einen Anhaltspunkt hierfür bildet der Bericht des GEREK nach Ar-
tikel 84 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2018/1972. Die Dynamik ist insbesondere im 
Mehrheitskriterium aber auch im Dienstekriterium angelegt, so dass sich not-
wendige Anpassungen sowohl am veränderten Nutzerverhalten und Bedarf als 
auch an den technischen Entwicklungen orientieren. Den Turnus für die erneute 
Überprüfung der festgelegten Anforderungen an den schnellen Internetzu-
gangsdienst kann die Bundesnetzagentur flexibel bestimmen. Hierbei können u. 
a. die Termine zur Aktualisierung der geografischen Erhebungen nach den §§ 
79, 80 und 83 eine Orientierung geben. Die konkreten Bedingungen, welche 
eine erneute Überprüfung der festgelegten Qualitätskriterien erforderlich ma-
chen (beispielsweise bestimmte Marktentwicklungen oder der Ablauf eines fest-
gelegten Geltungszeitraums etc.), sind jedoch bereits in der vorherigen Festle-
gung von der Bundesnetzagentur kund zu tun.  

 

§ 156 TKG neu   

Recht auf Versorgung mit Telekommunikationsdiensten 

(1) Endnutzer haben gegenüber Unternehmen, die durch die Bundesnetzagentur 
nach § 161 Absatz 1, 2 oder 3 verpflichtet worden sind (Diensteverpflichtete), ei-
nen Anspruch auf Versorgung mit den von der Verpflichtung umfassten Telekom-
munikationsdiensten nach § 157 Absatz 2, einschließlich des hierfür notwendigen 
Anschlusses an ein öffentliches Telekommunikationsnetz, an ihrer Hauptwohnung 
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oder an ihrem Geschäftsort, soweit diese sich in dem von der Verpflichtung um-
fassten Gebiet befinden. Der Diensteverpflichtete hat die Versorgung innerhalb 
der von der Bundesnetzagentur festgelegten Frist des § 161 Absatz 2 Satz 4 nach 
Geltendmachung durch den Endnutzer sicherzustellen. 

(2) Diensteverpflichtete haben die Leistungen so anzubieten und zu erbringen, 
dass Endnutzer nicht für Einrichtungen oder Telekommunikationsdienste zu zah-
len haben, die nicht notwendig oder für die gewählten Telekommunikationsdienste 
nicht erforderlich sind. 

(3) Diensteverpflichtete haben der Bundesnetzagentur auf Anfrage angemessene 
und aktuelle Informationen über ihre Leistungen bei der Versorgung mit Telekom-
munikationsdiensten nach § 157 Absatz 2 mitzuteilen. Dabei werden die Parame-
ter, Definitionen und Messverfahren für die Dienstequalität zugrunde gelegt, die in 
Anhang X der Richtlinie (EU) 2018/1972 dargelegt sind. 

(4) Auf Antrag eines Verbrauchers kann die Versorgung mit Telekommunikations-
diensten gemäß § 157 Absatz 2 auf Sprachkommunikationsdienste beschränkt 
werden. 

 

§ 157 TKG neu  (§ 84 TKG alt) 

Verfügbarkeit der Telekommunikationsdienste 

(1) Die Bundesnetzagentur überwacht in regelmäßigen Abständen die Verfügbar-
keit eines Mindestangebots gemäß Absatz 2. Sie berücksichtigt hierbei die Ergeb-
nisse der Erhebungen der zentralen Informationsstelle des Bundes gemäß den §§ 
80, 81 und 84. Die Bundesnetzagentur berichtet in dem Jahresbericht nach § 196 
über die Ergebnisse der Überwachung nach Satz 1. 

(2) Mindestens verfügbar sein müssen Sprachkommunikationsdienste sowie 
ein schneller Internetzugangsdienst für eine angemessene soziale und wirt-
schaftliche Teilhabe im Sinne des Absatzes 3, einschließlich des hierfür not-
wendigen Anschlusses an ein öffentliches Telekommunikationsnetz an ei-
nem festen Standort. 

(3) In einer Rechtsverordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur, die des Einvernehmens mit dem Ausschuss für Verkehr 
und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages bedarf, wird ohne Zu-
stimmung des Bundesrates festgelegt, welche Anforderungen ein Internet-
zugangsdienst sowie ein Sprachkommunikationsdienst nach Absatz 2 erfül-
len müssen. Bei der Festlegung der Anforderungen an den Internetzugangsdienst 
nach Satz 1 werden insbesondere die von mindestens 80 Prozent der Verbrau-
cher im Bundesgebiet genutzte Mindestbandbreite, Upload-Rate und Latenz sowie 
weitere nationale Gegebenheiten, wie die Auswirkungen der festgelegten Qualität 
auf Anreize zum privatwirtschaftlichen Breitbandausbau und zu Breitbandförder-
maßnahmen, berücksichtigt. Der Internetzugangsdienst muss stets mindestens 
die in Anhang V der Richtlinie (EU) 2018/1972 in der jeweils gültigen Fassung auf-
geführten Dienste, Teleheimarbeit einschließlich Verschlüsselungsverfahren im 
üblichen Umfang und eine für Verbraucher marktübliche Nutzung von Online-
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Inhaltediensten ermöglichen. Die nach Satz 1 festzulegende Upload-Rate und La-
tenz können niedriger, als die von 80 Prozent der Verbraucher im Bundesgebiet 
genutzten Werte sein, wenn tatsächlich nachgewiesen ist, dass die in Satz 3 ge-
nannten Dienste auch bei geringeren Vorgaben beim Endnutzer funktionieren. In 
einer Rechtsverordnung nach Satz 1 können kürzere als die in § 160 und § 161 
genannten Fristen festgelegt werden, wenn durch eine Digitalisierung der Verfah-
rensabläufe eine Beschleunigung erreicht werden konnte. 

(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 ist innerhalb von sechs Monaten nach In-
krafttreten dieser Regelung zu erlassen. Das Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur hat die festgelegten Anforderungen jährlich zu überprüfen. 
Über das Ergebnis unterrichtet es den Ausschuss für Verkehr und digitale Infra-
struktur des Deutschen Bundestages. 

(5) Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur kann die Ermäch-
tigung nach Absatz 3 sowie die Pflichten nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung 
auf die Bundesnetzagentur übertragen. Eine Rechtsverordnung der Bundesnetza-
gentur nach Satz 1 sowie das Ergebnis des Prüfberichts bedürfen des Einverneh-
mens mit dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur und mit 
dem Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundesta-
ges. 

 

§ 158 TKG neu   (§ 79 TKG alt) 

Erschwinglichkeit der Telekommunikationsdienste 

(1) Telekommunikationsdienste nach § 157 Absatz 2, einschließlich des hierfür 
notwendigen Anschlusses an ein öffentliches Telekommunikationsnetz an einem 
festen Standort, müssen Verbrauchern zu einem erschwinglichen Preis angeboten 
werden. Die Bundesnetzagentur veröffentlicht nach Anhörung der betroffenen 
Kreise Grundsätze über die Ermittlung erschwinglicher Preise für Telekommunika-
tionsdienste nach § 157 Absatz 2, einschließlich des hierfür notwendigen An-
schlusses an ein öffentliches Telekommunikationsnetz an einem festen Standort, 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Regelung. 

(2) Die Bundesnetzagentur überwacht die Entwicklung und Höhe der Preise für 
Telekommunikationsdienste nach § 157 Absatz 2, einschließlich des hierfür not-
wendigen Anschlusses an ein öffentliches Telekommunikationsnetz an einem fes-
ten Standort. 

 

§ 160 TKG neu  (entspricht teilweise § 81 TKG alt) 

Feststellung der Unterversorgung 

(1) Stellt die Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer Überwachung gemäß § 157 Ab-
satz 1 und § 158 Absatz 2 fest, dass einer der nachfolgenden Umstände vorliegt, 
so veröffentlicht sie innerhalb von zwei Monaten nach erstmaliger Kenntniserlan-
gung diese Feststellung: 
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1. eine Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 Absatz 2 wird 
weder aktuell noch in objektiv absehbarer Zeit angemessen, ausreichend oder 
nach § 158 Absatz 1 zu einem erschwinglichen Endnutzerpreis erbracht, 

2. es ist zu besorgen, dass eine Versorgung mit Telekommunikationsdiensten 
nach § 157 Absatz 2 zukünftig nicht mehr gewährleistet sein wird. Die Bundenetz-
agentur kann die ihr gesetzte Frist für die Veröffentlichung der Unterversorgungs-
feststellung nach Satz 1 bei außergewöhnlichen Umständen um bis zu einen Mo-
nat überschreiten. Die Umstände sind hinreichend zu begründen. 

(2) Stellt die Bundesnetzagentur im Rahmen ihrer Feststellung nach Absatz 1 in 
dem von der Feststellung umfassten Gebiet einen tatsächlichen Bedarf für eine 
Versorgung mit den nach § 157 Absatz 2 mindestens verfügbaren Telekommuni-
kationsdiensten fest, kündigt sie mit der Veröffentlichung der Unterversorgungs-
feststellung an, nach den Vorschriften des § 161 Absatz 2 vorzugehen, sofern kein 
Unternehmen innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung der Unterversor-
gungsfeststellung schriftlich oder elektronisch gegenüber der Bundesnetzagentur 
zusagt, sich zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten nach § 157 Absatz 
2 und § 158 Absatz 1 ohne Ausgleich nach § 162 zu verpflichten. 

 

§ 161 TKG neu  (entspricht teilweise § 80 TKG alt) 

Verpflichtungen zur Versorgung mit Telekommunikationsdiensten 

(1) Ist die nach § 160 Absatz 2 eingereichte Verpflichtungszusage nach Beurtei-
lung durch die Bundesnetzagentur geeignet, die Versorgung mit Telekommunikati-
onsdiensten nach § 157 Absatz 2 und § 158 Absatz 1 zu gewährleisten, kann die 
Bundesnetzagentur die Verpflichtungszusage durch Verfügung für bindend erklä-
ren. Die Verfügung hat zum Inhalt, dass die Bundesnetzagentur vorbehaltlich des 
Satzes 4 von ihren Befugnissen nach den folgenden Absätzen gegenüber den be-
teiligten Unternehmen keinen Gebrauch machen wird. Die Verfügung kann befris-
tet werden. Die Bundesnetzagentur kann die Verfügung nach Satz 1 aufheben und 
das Verfahren wieder aufnehmen, wenn 

1. sich die tatsächlichen Verhältnisse in einem für die Verfügung wesentlichen 
Punkt nachträglich geändert haben, 

2. die beteiligten Unternehmen ihre Verpflichtungen nicht einhalten, 

3. die Bundesnetzagentur die Anforderungen an die Telekommunikationsdienste 
nach § 157 Absatz 3 oder § 158 Absatz 1 ändert oder 

4. die Verfügung auf unvollständigen, unrichtigen oder irreführenden Angaben der 
Parteien beruht. 

(2) Hat die Bundesnetzagentur das Vorliegen einer Unterversorgung und eines tat-
sächlichen Bedarfs gemäß § 160 festgestellt und keine geeignete Verpflichtungs-
zusage nach Absatz 1 für bindend erklärt, verpflichtet die Bundesnetzagentur nach 
Anhörung der in Betracht kommenden Unternehmen eines oder mehrere dieser 
Unternehmen, Telekommunikationsdienste nach § 157 Absatz 2 und § 158 Absatz 
1, einschließlich des hierfür notwendigen Anschlusses an ein öffentliches 
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Telekommunikationsnetz zu erbringen. Die Verpflichtung eines oder mehrerer der 
in Betracht kommenden Unternehmen hat innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
der Monatsfrist zur Einreichung ausgleichsfreier Verpflichtungszusagen nach 
§ 160 Absatz 2 zu erfolgen. Die Frist nach Satz 2 kann um einen Monat über-
schritten werden, wenn dies wegen der Komplexität des Sachverhalts gerechtfer-
tigt ist. Der Diensteverpflichtete hat spätestens mit Ablauf von drei Monaten ab 
dem Zeitpunkt der Verpflichtung mit dem Schaffen der Voraussetzungen für die 
Erbringung der von der Verpflichtung umfassten Telekommunikationsdienste nach 
§ 157 Absatz 2 zu beginnen und diese Telekommunikationsdienste innerhalb einer 
von der Bundesnetzagentur gesetzten angemessenen Frist, die in der Regel drei 
Monate nicht überschreiten sollte, zu erbringen. Im Rahmen der Anhörung kann 
die Bundesnetzagentur die Unternehmen dazu verpflichten, ihr Informationen, die 
für die Entscheidung nach Satz 1 erforderlich sind, vorzulegen und glaubhaft zu 
machen. Für eine Verpflichtung nach Satz 1 kommen insbesondere solche Unter-
nehmen in Betracht, die bereits geeignete Telekommunikationsnetze in der Nähe 
der betreffenden Anschlüsse betreiben und die Versorgung mit Telekommunikati-
onsdiensten nach § 157 Absatz 2 auf kosteneffiziente Weise erbringen können. 
Die Bundesnetzagentur kann die Erbringung der Versorgung mit Telekommunika-
tionsdiensten nach § 157 Absatz 2 für mehrere Gebiete anordnen. Das Verfahren 
zur Verpflichtung des geeigneten Unternehmens muss effizient, objektiv, transpa-
rent und nichtdiskriminierend sein. 

(3) Die Bundesnetzagentur kann ausnahmsweise ein oder mehrere in Betracht 
kommende Unternehmen dazu verpflichten, Endnutzer leitungsgebunden unter 
Mitnutzung bereits vorhandener Telekommunikationslinien anzuschließen und mit 
Diensten nach § 157 Absatz 2 zu versorgen, wenn dies zumutbar ist. Die Feststel-
lung einer Unterversorgung nach § 160 Absatz 1 bleibt unberührt. Zumutbar ist der 
leitungsgebundene Anschluss in der Regel dann, wenn geeignete Leerrohrinfra-
struktur am zu versorgenden Grundstück anliegt. Das Verfahren zur Verpflichtung 
eines oder mehrerer Unternehmen zum leitungsgebundenen Anschluss entspricht 
dem Verfahren des Absatzes 2. Die Bundesnetzagentur veröffentlicht ihre Ent-
scheidung einschließlich deren Gründe. 

(4) Wesentliche Änderungen, die sich auf die Versorgung mit Telekommunikati-
onsdiensten nach § 157 Absatz 2 und § 158 Absatz 1 auswirken können, haben 
Diensteverpflichtete der Bundesnetzagentur rechtzeitig im Voraus anzuzeigen. An-
zuzeigen ist insbesondere die Veräußerung eines wesentlichen Teils oder der Ge-
samtheit der Anlagen des Ortsanschlussnetzes an eine andere juristische Person 
mit anderem Eigentümer. 
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Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 

Uwe Zimmermann 
 
Anlage 


